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Marktgemeinde Engelhartstetten 
 

Verhandlungsschrift 
über die 

ordentliche  S I T Z U N G  des 

GEMEINDERATES 
 

am Donnerstag, den 15.September 2016  im Gemeindesitzungssaal Engelhartstetten 
 

Beginn: 19.00 Uhr     Die Einladung erfolgte am 09.Sept. 2016 
Ende: 21.45 Uhr     per E-Mail. 
 

Anwesend waren: 
1. Bürgermeister  Reiter Josef 
2. Vizebürgermeisterin Blümel Cornelia  
 

die Mitglieder des Gemeinderates: 
1. GGR Palka DI Christian 
2. GGR Welleschitz Erich 
3. GGR Zabadal Andreas  
4. GGR Ferstl Alexander 
5. GR Schlöger Robert 
6. GR Aberham Susanna 
7. GR Sabeditsch Leopold  
8. GR Ortner Gerda  
9. GR Linninger Leopold 
10. GR Dirnberger Manfred  
11. GR Esterl Eva  
12. GR Grintal Rüdiger 
13. GR Zöchling Josef 
14. GR Hruschka Andreas 
 

Anwesend waren außerdem: 
1. Skocek Elisabeth als Schriftführerin 
2. Proprenter Monika als Kassenverwalterin 

 

Entschuldigt abwesend war:  
1. GGR Prohaska Reinhart 
2. GR Nader Andreas 
3. GR Ponecz Barbara  
 

Vorsitzender: Bürgermeister Reiter Josef 
 
 

Die Sitzung war öffentlich. 
Die Sitzung war beschlussfähig. 
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Tagesordnung 
 

Pkt.1: Entscheidung über Einwendungen gegen die Protokolle der Sitzung vom 22.06.2016  

Pkt.2: 1. Nachtragsvoranschlag 2016 - Beschlussfassung 

Pkt.3: Beantwortung aktueller Fragen von Gemeinderäten durch den Bürgermeister 

Pkt.4: Müllübernahme – Neustrukturierung 

Pkt.5: Sanierung Gehsteig – Bernsteinstraße, Groißenbrunn 

Pkt.6: 
Grundstücksangelegenheiten (Kauf, Verkauf, Tausch von Grundstücken, Löschung 
Wiederkaufsrecht, Verlängerung Frist für Bauverpflichtung, Einräumung Dienstbarkeit etc.) 

Pkt.7: 
Behandlung von Pachtangelegenheiten (Zustimmung zur Übertragung, Kündigung von 
Pachtflächen und Neuverpachtung) 

Pkt.8: 
Änderung Friedhofsgebührenordnung – Zuweisung an den Ausschuss für Gebühren und 
Abgaben 

Pkt.9: Beitritt zum Abgabeneinhebungsverband – Beschlussfassung 

Pkt.10: 
G.V.U. – Satzungsänderung – Kostenersatz für periodische Überprüfungen von 
Heizungsanlagen nach dem Luftreinhaltegesetz – Beschlussfassung 

Pkt.11: Errichtung Wasserleitung beim Denkmal in Schloßhof und Erneuerung Sickerschacht 

Pkt.12: 
Ansuchen um Zustimmung zu sprengelfremdem Schulbesuch  
Ansuchen um Zustimmung zum Besuch eines freiwilligen Schuljahres 

Pkt.13: Bestellung eines Ernteberichterstatters – KG Loimersdorf und KG Groißenbrunn 

Pkt.14: Bestellung eines Gemeinderates für grenzüberschreitende Projekte 

Pkt.15: Beauftragung eines Ziviltechnikers für Straßenbauplanungen 

Pkt.16: Personalangelegenheiten                                                             Nicht öffentliche Sitzung 
 
Verlauf der Sitzung: 
Mit der Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit eröffnet der Vorsitzende Bgm. Josef Reiter 
die Sitzung des Gemeinderates. 
Bgm. Reiter bringt den Mitgliedern des Gemeinderates zur Kenntnis, dass vor Beginn der Sitzung ein 
Schreiben der ÖVP-Fraktion betreffend Abberufung von Herrn Andreas Hruschka als Mitglied des 
Prüfungsausschusses vorgelegt wurde. Weiters wurden vor Sitzungsbeginn fünf Dringlichkeitsanträge 
vorgelegt. Die Dringlichkeitsanträge werden als Beilage A, Beilage B, Beilage C, Beilage D und 
Beilage E zum Sitzungsprotokoll genommen. 
 
1.Dringlichkeitsantrag (Beilage A): 
Die unterfertigten Gemeinderäte stellen den Antrag, dass auf Grund der Abberufung von GR Hruschka 
als Mitglied des Prüfungsausschusses die notwendige Ergänzungswahl in die Tagesordnung der 
heutigen Gemeinderatssitzung aufgenommen wird. 
Als Begründung wird angeführt, dass der Prüfungsausschuss ehest möglich wieder komplettiert 
werden soll, damit dieser rasch zu einer Sitzung für die Wahl des neuen Obmannes zusammentreten 
und seiner in der NÖ Gemeindeordnung festgelegten vierteljährlichen Tätigkeit nachkommen kann. 
 
Bgm. Reiter bringt den Antrag auf Zuerkennung der Dringlichkeit zur Abstimmung. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
Dieser Dringlichkeitsantrag wird als TOP 16 in die Tagesordnung aufgenommen. 
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2. Dringlichkeitsantrag (Beilage B): 
Die unterfertigten Gemeinderäte stellen den Antrag, dass folgender Punkt in die Tagesordnung der 
Gemeinderatssitzung vom 15.09.2016 aufgenommen wird: 
Projekt Gewässervernetzung Loimersdorf – Sondernutzungsvertrag für Inanspruchnahme von 
Öffentlichem Wassergut – Genehmigung 
Als Begründung wird angeführt, dass der Sondernutzungsvertrag erst nach der Festsetzung der 
Tagesordnung im Gemeindeamt eingelangt ist. Um die Fortführung des Projektes nicht zu verzögern, 
soll dieser umgehend genehmigt und unterfertigt werden. 
 
Bgm. Reiter bringt den Antrag auf Zuerkennung der Dringlichkeit zur Abstimmung. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
Dieser Dringlichkeitsantrag wird als TOP 17 in die Tagesordnung aufgenommen. 
 
3. Dringlichkeitsantrag (Beilage C): 
Die unterzeichneten Gemeinderäte stellen den Antrag, dass der Punkt „Gewährung einer Subvention 
an die Freiwillige Feuerwehr Loimersdorf für den Ankauf von Ausrüstungsgegenständen und 
Bekleidung“ in die Tagesordnung aufgenommen wird. Die Bedeckung soll im Rahmen des Projektes 
„Ausrüstung diverse Feuerwehren“ im außerordentlichen Haushalt durch Zuführung aus dem 
ordentlichen Haushalt erfolgen. 
Als Begründung wird angeführt, dass die Tagesordnungen der meisten Gemeinderatssitzungen unserer 
Gemeinde einen allgemeinen Tagesordnungspunkt über Förderungen, Subventionierungen und 
ähnliches beinhalten, um eingehende Anträge wie den vorliegenden der FF Loimersdorf behandeln zu 
können. Da dies in der heutigen Sitzung nicht der Fall ist, diesen Umstand aber nicht die FF Loimers-
dorf zu verantworten hat, und die Behandlung des Ansuchens keiner weiteren Vorbereitungen bedarf, 
möge der Gemeinderat der Behandlung in der heutigen Sitzung zustimmen. 
 
Bgm. Reiter bringt den Antrag auf Zuerkennung der Dringlichkeit zur Abstimmung. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
Dieser Dringlichkeitsantrag wird als TOP 18 in die Tagesordnung aufgenommen. 
 
4. Dringlichkeitsantrag (Beilage D) 
Dem Bürgermeister liegt ein Schreiben von Herrn Ing. Johannes Tomek vor, in dem es um die 
Verpachtung von Gemeindefeldern geht. Da mit diesem Schreiben Informationen verbunden sind, die 
dem Datenschutz unterliegen, stellen die unterzeichneten Gemeinderäte den Antrag, dass alle mit der 
Verpachtung von Gemeindefeldern zusammenhängenden Inhalte der heutigen Gemeinderatssitzung in 
einem eigenen Tagesordnungspunkt in der nicht öffentlichen Sitzung behandelt werden. 
Als Begründung wird angeführt: Um den Schutz persönlicher Daten sicherzustellen, muss vor Beginn 
der öffentlichen Sitzung beschlossen werden, dass alle Inhalte, die mit der Verpachtung von 
Gemeindefeldern an Herrn Ing. Johannes Tomek zusammenhängen, nicht öffentlich behandelt werden. 
 

Bgm. Reiter bringt den Antrag auf Zuerkennung der Dringlichkeit zur Abstimmung. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 

Dieser Dringlichkeitsantrag wird als TOP 20 in die Tagesordnung aufgenommen und in dem nicht 
öffentlichen Teil der Gemeinderatssitzung behandelt. 
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5. Dringlichkeitsantrag (Beilage E) 
GR Hruschka ersucht den Gemeinderat, dem folgenden Antrag die Dringlichkeit zuzusprechen und 
diesen auf die Tagesordnung als neuen Punkt „Güterwege-Asphaltfräsgut“ im öffentlichen Teil der 
heutigen Sitzung zu setzen. 
Als Begründung wird angeführt, dass diverse Güterwege in den Katastralgemeinden Stopfenreuth und 
Loimersdorf auf Betreiben des Bürgermeisters mit Asphaltfräsgut der Autobahnbaustelle A4 befestigt 
wurden. Dieses Fräsgut wurde ohne Aufbereitung in einem entsprechenden Recyclingwerk direkt 
aufgebracht. Die damit hergestellte ungebundene obere Tragschichte wurde nicht mit einer dichten 
Asphaltschicht überbaut. Somit können bei jedem Regen diverse Schadstoffe aus dem Material 
ausgewaschen werden und in das Grundwasser versickern. Im Bereich der Wege befinden sich 
überdies auch noch Trinkwasserbrunnen der Anrainer. Diese möglicherweise gesundheitsgefährdende 
Situation ist umgehend zu beheben. 
 

Bgm. Reiter bringt den Antrag auf Zuerkennung der Dringlichkeit zur Abstimmung. 
Für diesen Antrag stimmen GR Hruschka, GR Grintal, GGR Ferstl, GGR Zabadal, GR Dirnberger, 
GR Esterl, GR Zöchling. Dagegen stimmen Bgm. Reiter, Vzbgm, Blümel, GGR Palka, GR Aberham, 
GR Schlöger, GGR Wellschitz, GR Ortner, GR Sabeditsch. GR Linninger enthält sich der Stimme. 
 
Beschluss: Der Antrag wird abgelehnt. 
Abstimmungsergebnis: 7 Stimmen dafür und 9 Gegenstimmen 
 

Bgm. Reiter erklärt vor Aufnahme der Tagesordnung, dass der ursprünglich als TOP 16 festgesetzte 
Punkt „Personalangelegenheiten“ als TOP 19 im nicht öffentlichen Teil der Sitzung behandelt wird. 
 
TOP 1: Entscheidung über Einwendungen gegen die Protokolle der Sitzung vom 22.Juni 2016 
Der Vorsitzende stellt fest, dass gegen die Protokolle der Gemeinderatssitzung vom 22.Juni 2016 
(öffentliche und nicht öffentliche Sitzung) keine Einwände vorgebracht wurden.  
Die Protokolle gelten daher in der verfassten und zur Kenntnis gebrachten Form als genehmigt. 
 
TOP 2: 1. Nachtragvoranschlag 2016 (Beilage F) 
Der vom Bürgermeister erstellte Entwurf des 1.Nachtragsvoranschlages für das Jahr 2016 ist in der 
Zeit vom 30.August bis 13.September 2016 im Gemeindeamt zur allgemeinen Einsicht aufgelegen. 
Die Auflegung wurde durch Anschlag an der Amtstafel öffentlich kundgemacht. Schriftliche Ein-
wendungen wurden keine eingebracht. Außerdem wurde jeder im Gemeinderat vertretenen Fraktion 
eine Ausfertigung des Nachtragsvoranschlages zugestellt. 
Die Kassenverwalterin, Frau Monika Proprenter, bringt den Mitgliedern des Gemeinderates den 
Nachtragsvoranschlag für das Haushaltsjahr 2016 zur Kenntnis. Es ergeben sich sowohl im 
ordentlichen als auch im außerordentlichen Haushalt Änderungen. Sie erläutert diese Änderungen und 
führt auch die entsprechenden Begründungen an. Die Gesamtsumme sowohl der Einnahmen als auch 
der Ausgaben im ordentlichen Haushalt hat sich um € 105.000,-- erhöht (neue Gesamtsumme:                    
€ 3,591.000,--). Im außerordentlichen Haushalt wurden die Einnahmen und Ausgaben um € 356.500,- 
erhöht und zwar von ursprünglich € 3,555.400,-- auf nunmehr € 3,911.900,--, wobei die Bedeckung 
den Erfordernissen der einzelnen Vorhaben angepasst wurde. 
 
Bgm. Reiter stellt den Antrag auf Genehmigung des 1.Nachtragsvoranschlages für den ordentlichen 
und den außerordentlichen Haushalt für das Jahr 2016. 
Für den Antrag stimmen alle anwesenden Gemeinderäte der ÖVP-Fraktion. Dagegen stimmen             
GR Hruschka, GR Grintal, GGR Ferstl, GGR Zabadal, GR Dirnberger, GR Esterl und GR Zöchling 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: 9 Stimmen dafür und 7 Stimmen dagegen 
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TOP 3: Beantwortung aktueller Fragen von Gemeinderäten durch den Bürgermeister 
Die Mitglieder der Fraktion SPÖ und unabhängige Gemeinderäte hat mit Schreiben vom 22.06.2016 
die Aufnahme des Punktes „Beantwortung von aktuellen Fragen von Gemeinderäten durch den 
Bürgermeister“ beantragt. 
Die Gemeinderäte der ÖVP-Fraktion stellen den Antrag, den Tagesordnungspunkt 3 nicht zu 
behandeln und von der Tagesordnung zu nehmen. 
Als Begründung wird angeführt, dass vom Amt der NÖ Landesregierung, Abteilung Gemeinden, 
schriftlich festgestellt worden ist, dass die Beantwortung aktueller Fragen von den Gemeinderäten 
durch den Bürgermeister kein durch § 46 Abs.1 zweiter Satz NÖ Gemeindeordnung 1973 gedeckter 
Minderheitsantrag ist. Der Bürgermeister kann nur dann einem Begehren auf Aufnahme in die 
Tagesordnung entsprechen, wenn eine Angelegenheit tatsächlich in die Zuständigkeit des 
Gemeinderates fällt. Der Tagesordnungspunkt ist nicht gesetzeskonform und damit obsolet. 
GGR Zabadal stellt fest, dass der von der SPÖ+-Fraktion eingebrachte Antrag zu ungenau formuliert 
worden ist und in der Zukunft eingebrachte Anträge differenzierter formuliert werden. Er erklärt 
weiters, dass er nur die Möglichkeit haben möchte, tagesaktuelle Fragen an den Bürgermeister stellen 
zu können. 
 
Die Mitglieder des Gemeinderates beschließen, dass der Punkt von der Tagesordnung abgesetzt wird. 
Der Antrag der ÖVP-Fraktion wird zurückgezogen. 
 
TOP 4: Müllübernahme – Neustrukturierung 
1.Antrag:  
Die Gemeinderäte der ÖVP-Fraktion stellen den Antrag, dass in der KG Engelhartstetten eine 
Meinungsumfrage durchgeführt wird, ob das Altstoffsammelzentrum aus dem Gemeindezentrum 
heraus an die Peripherie der Ortschaft verlegt werden soll, sobald die förderrechtlichen Bedingungen 
dies zulassen. 
Die Meinungsumfrage soll in Form und Ablauf der letzten Meinungsumfrage in der KG Loimersdorf 
entsprechen. Geht die Meinungsumfrage so aus, dass das Altstoffsammelzentrum an die Peripherie der 
Ortschaft verlagert werden soll, dann wird der Bürgermeister ermächtigt, alle notwendigen 
Vorbereitungen wie die Klärung der rechtlichen Rahmenbedingungen, die Evaluierung möglicher 
Standorte, die Abstimmung mit dem G.V.U. usw. dafür zu treffen. Die Ergebnisse dieser 
Vorbereitungen sollen dem Gemeinderat zur Kenntnis gebracht werden, und der Gemeinderat 
entscheidet danach über die Umsetzung. 
Als Begründung wird angeführt, dass sich GemeindebürgerInnen (nicht nur AnrainerInnen) über die 
Lage des Altstoffsammelzentrums beschweren. Als besonders problematisch werden die Belästigung 
durch Lärm und die unzureichend gelöste Verkehrssituation dargestellt. Darüber hinaus wird das 
Übernahmeareal als unpraktisch und zu eingeengt empfunden. Durch diese Meinungsumfrage sollen 
die Bewohner der KG Engelhartstetten darüber entscheiden, ob sie eine Veränderung möchten oder ob 
das Altstoffsammelzentrum so, wie es derzeit ist, bleiben soll. 
2.Antrag:  
Die Gemeinderäte der ÖVP-Fraktion stellen den Antrag, dass eine Informationsveranstaltung zum 
Thema Abfallwirtschaft in Schloßhof für die Bevölkerung der Ortschaften Schloßhof, Markthof und 
Groißenbrunn abgehalten wird, in der die Teilnehmer insbesondere über nachfolgende Themen 
informiert werden sollen: 
• Welche Möglichkeiten hat die Marktgemeinde Engelhartstetten im Rahmen des G.V.U.? 
• Welche Auflagen macht der G.V.U.? 
• Welche Verpflichtungen muss der G.V.U. erfüllen? 
• Seit wann sind die Bedingungen des G.V.U. für die Abfallbewirtschaftung der Marktgemeinde 

Engelhartstetten bekannt? 
• Wie und wann wurde die Gemeindebevölkerung über das Abfallwirtschaftskonzept für die ganze 

Gemeinde informiert? 
• Welche behördlichen Bewilligungen gibt es für die Übernahmestelle in Schloßhof? 
• Welche Bewilligungen gibt es für die Übernahmestelle in Schloßhof seitens des G.V.U.? 
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Um die Richtigkeit der vermittelten Informationen sicherzustellen, soll ein Vertreter des G.V.U. an 
dieser Informationsveranstaltung teilnehmen. 
Als Begründung wird angeführt, dass widersprüchliche Informationen zum Thema Abfallwirtschafs-
konzept für unsere Gemeinde in den letzten Jahren es für die BürgerInnen nahezu unmöglich machen 
nachzuvollziehen, welche Informationen korrekt sind, warum die Übernahmestellen in der Gemeinde 
so betrieben werden, wie es derzeit geschieht und welche Möglichkeiten unsere Gemeinde hat, daran 
etwas zu ändern. 
 
3.Antrag: 
Die Gemeinderäte der Fraktion SPÖ+ stellen folgende Anträge: 
a) Der Bürgermeister soll beauftragt werden zu prüfen, ob gem. § 54 AWG 2002 für die im Gemeinde-

gebiet betriebenen Altstoffsammelzentren und Sammelstellen für Problemstoffe alle erforderlichen 
Genehmigungsbescheide vorliegen. 

b) Der Bürgermeister soll beauftragt werden, in Absprache mit dem G.V.U. dafür zu sorgen, dass alle 
Maßnahmen getroffen werden, die derzeit betriebenen Sammelstellen (Engelhartstetten, 
Loimersdorf und Schloßhof) zu erhalten. 

c) Der Container für Inertstoffe und 1 Container für Sperrmüll (aus der Sammelstelle Engelhartstetten 
– eventuell stellt der G.V.U. einen weiteren Container zur Verfügung) sollen von Engelhartstetten 
nach Schloßhof übersiedelt werden. Ebenso soll der Container für Kartonagen auch in Schloßhof 
wieder aufgestellt werden. 

Als Begründung wird angeführt, dass bei der Durchsicht der Unterlagen zur Vorbereitung auf die 
Gemeinderatssitzung festgestellt wurde, dass nicht für alle betriebenen Anlagen ein gültiger Bescheid 
gem. § 54 AWG 2002 vorliegt bzw. die dazugehörigen Gutachten fehlen. 
Bei der Überprüfung der Sammelstelle Loimersdorf im Jahr 2013 wurden vom Sachverständigen 
einige Auflagen genannt, die in Loimersdorf zur Erhaltung der Sammelstalle notwendig wären 
(Befestigung des Untergrundes und Errichtung eines Flugdaches). Diese Maßnahmen konnten nur 
deshalb hinausgezögert werden, da bereits das ASZ Engelhartstetten in Planung war, und die Behörde 
um Nachsicht bis zur Fertigstellung des ASZ Engelhartstetten ersucht wurde. Für ein Genehmigungs-
verfahren nach § 54 AWG 2002 und den reibungslosen Weiterbetrieb der Sammelstelle Loimersdorf 
sind aber diese Maßnahmen umzusetzen. Die Errichtung des ASZ Engelhartstetten sorgte in der 
Vergangenheit für einige Kritik in der Bevölkerung. Eine Errichtung eines ASZ im Bereich der 
Kläranlage wurde vom Amt der NÖ Landesregierung, Abteilung RU4, und sämtlichen Förderstellen 
im Zuge der Vorbesprechung zur Einreichung um Fördergelder bei der Planung und Umsetzung des 
Gemeindezentrums abgelehnt. Vielmehr wurde eine Kooperation mit den Gemeinden Lassee oder 
Marchegg vorgeschrieben. Um aber das Service für die Bürger aufrecht zu erhalten und zu verbessern, 
wurde das ASZ in der bestehenden Form mit massiver Unterstützung des G.V.U. in das 
Gemeindezentrum eingeplant und mit Fördermitteln des Landes NÖ errichtet. Um die Beein-
trächtigung der Anrainer so gering wie möglich zu halten, war es nie geplant, dass Abfall im ASZ 
gesammelt wird, von dem eine höhere Belastung durch Geruch (Grün- und Strauchschnitt) wie auch 
durch Staub (Baurestmassen und Inertstoffe) ausgeht. Die Aufstockung der Container führt auch zu 
längeren Wartezeiten. Dadurch entstehen mehr Abgase durch laufen gelassene Motoren, welche 
ebenfalls zu mehr Belästigung der Anrainer führen. Die Sammlung von Sperrmüll soll auch in 
Schloßhof wieder aufgenommen werden, da an dieser Örtlichkeit mehr Platz für den Abladevorgang 
besteht und die Aufstellung von Sperrmüllcontainern an allen 3 Übernahmestellen durch die 
eingeschränkte Sperrmüllsammlung (Hausabholung) diese Maßnahme jederzeit rechtfertigt. Bei der 
Sammlung von Kartonagen in der Sammelstelle Schloßhof ist es in den vergangenen Jahren zu keinen 
Problemen gekommen. Die Einsparung des Kartonagencontainers schmälert das Service der 
Gemeinde. 
 
Nach eingehender Diskussion dieser Problematik wird festgestellt, dass sich alle Mitglieder des 
Gemeinderates einig sind, dass nach Möglichkeit alle drei Sammelstellen erhalten werden sollen. Es 
sollen diesbezüglich mit den Vertretern des G.V.U. Gespräche geführt werden. 
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Bgm. Reiter stellt den Antrag, dass alle Anträge zu diesem Tagesordnungspunkt zurückgezogen 
werden und mit der Geschäftsführung des G.V.U., Herrn Dr. Pejcha und Herrn Dr. Braun, sowie dem 
Obmann und dem Obmann-Stellvertreter des G.V.U. (Bgm. Deltl und Bgm. Gindl) ein Gesprächs-
termin zu diesem Thema vereinbart wird. Die Mitglieder des Gemeinderates werden zu dieser 
Aussprache eingeladen werden. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
TOP 5: Sanierung Gehsteig – Bernsteinstraße, Groißenbrunn 
Die Fraktion SPÖ+ hat gemäß § 46 Abs.1 NÖ GO 1973 die Aufnahme dieses Punktes in die 
Tagesordnung beantragt. 
 
Der Vorsitzende bringt den Mitgliedern des Gemeinderates den schriftlich eingebrachten Antrag der 
ÖVP-Fraktion über die weitere Vorgangsweise in der gegenständlichen Angelegenheit zur Kenntnis: 
 
Es wird der Antrag gestellt, dass in der gegenständlichen Angelegenheit wie folgt vorgegangen wird: 
1.) Abhaltung einer Informationsveranstaltung mit den Vertretern der Straßenbauabteilung 3 für die 

Ortsbevölkerung von Groißenbrunn, bei der diese über das mögliche Gesamtprojekt (Errichtung 
von Verkehrsinseln bei den Ortsausfahrten und gleichzeitige Sanierung des Gehsteiges) informiert 
wird. 

2.) Durchführung einer Meinungsumfrage in Groißenbrunn, ob die Ortsbevölkerung die Verkehrs-
inseln an den Ortsausfahrten haben möchte, ob der Gehsteig im Zuge dieser Arbeiten saniert werden 
soll und ob der Gehsteig dabei verbreitert und damit die B49 an dieser Stelle verschmälert werden 
soll. 

 
Auf die Anfrage von GGR Zabadal, was für die Ortsdurchfahrt von Groißenbrunn geplant ist, antwortet 
Bgm. Reiter, dass bereits Planungsgespräche mit der Straßenbauabteilung geführt worden sind. Die 
Asphaltierung der B49 im Bereich der Ortschaft von Groißenbrunn wurde von der Straßenbauabteilung 
für ein Jahr zurückgestellt. Es wurde eine mögliche Verbreiterung der Gehsteige und die Errichtung 
von Inseln im Bereich der Ortseinfahrten besprochen. Die Arbeiten würden von der Straßenmeisterei 
ausgeführt werden; die Gemeinde müsste die Materialkosten übernehmen. Im Herbst 2016 sollen die 
Planungen vorgestellt werden. 
GGR Zabadal nimmt zur Kenntnis, dass derzeit ein Projekt ausgearbeitet wird. 
 
GR Hruschka stellt fest, dass die geforderte Sanierung des Gehsteiges jetzt überhaupt nicht besprochen 
wurde und kritisiert weiters, dass in Schloßhof eine Grünfläche neu gestaltet wird, aber keine 
finanziellen Mittel für die Sanierung des Gehsteiges bereitgestellt werden. 
 
Bgm. Reiter bringt den Antrag der ÖVP-Fraktion über die weitere Vorgangsweise (Erstellung einer 
Planung – Informationsveranstaltung – Durchführung einer Meinungsumfrage) zur Abstimmung. 
 
Für diesen Antrag stimmen alle anwesenden Gemeinderäte, außer GR Hruschka. Er stimmt dagegen. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: 15 Stimmen dafür und eine Gegenstimme 
 
TOP 6: Grundstücksangelegenheiten (Kauf, Verkauf, Tausch von Grundstücken, Löschung 
Wiederkaufsrecht, Verlängerung Frist für Bauverpfli chtung, Einräumung Dienstbarkeit etc.) 
a) Herr und Frau Mikulics Friedrich und Henriette haben ein Ansuchen um Zustimmung zur Löschung 

des auf dem Grundstück Nr. 238/103, EZ 706, KG Engelhartstetten, grundbücherlich eingetragenen 
Wiederkaufsrechtes eingebracht. 
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Bgm. Reiter stellt den Antrag, dass der Gemeinderat der Löschung des auf der Liegenschaft in 
Engelhartstetten, Brucknergasse 22, im Grundbuch eingetragenen Wiederkaufsrechtes zustimmt, da 
die Bauverpflichtung eingehalten und ein Wohnhaus auf dem Grundstück errichtet worden ist. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
b) Frau Gabriela Mikusova, wohnhaft in Bratislava, hat ein Ansuchen um Verkauf des Grundstückes 

Nr. 475/174 in der KG Engelhartstetten eingebracht. 
 
Bgm. Reiter stellt den Antrag, dass das Grundstück Nr. 475/174, KG Engelhartstetten, mit einer Fläche 
von 1.034 m² zum Preis von € 65,-- pro m² (Gesamtkaufpreis € 67.210,--) zuzüglich der 
Aufschließungsabgabe und der anteiligen Vermessungskosten an Frau Gabriela Mikusova verkauft 
wird. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
Weiters wird beschlossen, dass die Käuferin der Marktgemeinde Engelhartstetten das Vor- und 
Wiederkaufsrecht einzuräumen hat, falls nicht binnen 3 Jahren nach Abschluss des Kaufvertrages mit 
der Bauausführung begonnen wurde und die Fertigstellung nach 8 Jahren nicht erfolgt ist, wobei die 
Käufer die mit der Ausübung des Wiederkaufsrechts verbundenen Kosten zu tragen haben.  
 
c) Herr und Frau Bruckner Christian und Sandra, wohnhaft in Stopfenreuth, ersuchen um 

Reservierung eine Baugrundstückes in der geplanten neuen Aufschließungszone südlich der 
Brucknergasse. Weiters bitten sie, den Bauplatz bereits im Jahr 2017 zu den Konditionen für 
Einheimische erwerben zu können, obwohl sie die Bedingung erst im Jahr 2018 erfüllen. 

Die Mitglieder des Gemeinderates kommen überein, dass keine Reservierungen durch Beschluss 
vorgenommen werden. 
 
TOP 7 : Behandlung von Pachtangelegenheiten (Zustimmung zur Übertragung, Kündigung von 
Pachtflächen und Neuverpachtung) 
a) Die Aufteilung der Pachtflächen in der KG Markthof wird beim TOP 20 (nicht öffentliche Sitzung) 

behandelt. 
b) Zustimmung zum Tausch von Pachtflächen in den Katastralgemeinden Engelhartstetten, Groißen-

brunn und Loimersdorf: 
Bei der Behandlung dieses Punktes treten GGR Welleschitz und GR Aberham wegen Befangenheit 
ab. 
Bgm. Reiter führt aus, dass von den Pächtern von landwirtschaftlich genutzten Flächen Ansuchen um 
Zustimmung zum Tausch dieser Flächen eingebracht worden sind und zwar  
Skocek Günter mit Tomek Johannes:  Parz. Nr. 283/1 (1-3), 266/1 (2-5) und 238/2 (27) 
Aberham Susanna mit Barnet Johannes:  Parz. Nr. 432/1 (50-52), 432/1 (67-68), 432/1 (78) 
Windisch Matthäus mit Aberham Susanna:  Parz. Nr. 307/1 (18), 350/1 (3) 
Bristela Richard/Teigschl Rupert/Barnet Maria/Aberham Susanna/Skocek Günter/Barnet Johannes 
und Windisch Matthäus: Parz. Nr. 319/1 (1-3), 238/2 (34-36), 319/1(4-5 und 9-10), 403/1 (7-8), 306/1 
(7-8), 586 (5-6), 238/2 (25-26), 306/1 (2-6), 453/1 (6), 319/1 (6-8). 
Barnet Helga mit Bawitsch Eva: Parz. Nr. 432/1 (95) und 432/1 (73-74) 
Hansi Andreas mit Welleschitz Erich:  Parz. Nr. 315/11 und 315/2 (vorbehaltlich der Zustimmung zum 
geplanten Kauf) 
Welleschitz Erich mit Jagdgesellschaft Groißenbrunn: Parz. Nr. 315/11 
Nikowitz Margarete/Broswimmer Eduard/Palka Sabine: Parz. Nr. 316/1 (35), 316/1 (41), 318/1 (137) 
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Bgm. Reiter stellt den Antrag auf Zustimmung des Gemeinderates zu dem Tausch der o.a. 
Pachtflächen. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
c) Zustimmung zur Übertragung von Pachtflächen: 
Bei der Behandlung dieses Punktes tritt GR Aberham wegen Befangenheit ab. 
Frau Aberham Susanna beabsichtigt die Pachtfläche Parz. Nr. 432/1 (53-55) im Ausmaß von 3,00 ha 
an ihren Schwiegersohn, Herrn Ebm Michael, zu übertragen  
 
Bgm. Reiter stellt den Antrag auf Zustimmung des Gemeinderates zur Übertragung der Pachtfläche. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
Herr Bawitsch Gerald beabsichtigt die Pachtfläche Parz. Nr. 432/1 (97-99) im Ausmaß von 3,00 ha an 
seine Gattin, Frau Bawitsch Eva zu übertragen. 
 
Bgm. Reiter stellt den Antrag auf Zustimmung des Gemeinderates zur Übertragung der Pachtfläche. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
d) Information über Rückgabe von Pachtflächen: 
Der Vorsitzende informiert die Mitglieder des Gemeinderates, dass in der KG Loimersodrf 
Pachtflächen von Frau Eder Iveta im Ausmaß von 15,01 ha und von Herrn Huttar Walter im Ausmaß 
von 10,37 ha zurück gelassen werden. Der Vorschlag des Ortsbauernrates zur Verpachtung dieser 
Flächen wird bis zur nächsten Gemeinderatssitzung erstellt werden. 
 
e) Verpachtung eines Holzlagerplatzes in der KG Engelhartstetten 
Herr Graf Christian hat ein Ansuchen um Verpachtung eines Holzlagerplatzes eingebracht. 
 
Bgm. Reiter stellt den Antrag, dass Herrn Graf Christian ein Teilstück der Parz. Nr. 310/1 im Ausmaß 
von 925 m² als Holzlagerplatz verpachtet wird.  
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
Der Gemeinderat beschließt weiters, dass der „Druschplatz“ (Teilfläche Parz. Nr. 266/1) derzeit nicht 
verpachtet wird. Diese Fläche im Ausmaß von 0,14 ha soll ebenfalls als Holzlagerplatz reserviert 
werden. 
 
TOP 8: Änderung Friedhofsgebührenordnung – Zuweisung an den Ausschuss für Gebühren 
und Abgaben 
Der Vorsitzende bringt den Mitgliedern des Gemeinderates den Bericht des Amtes der NÖ Landes-
regierung über die Prüfung der Friedhofsgebührenordnung vom 08.Juni 2015 zur Kenntnis. Es wird 
festgestellt, dass der Friedhofsgebührenhaushalt auf Grund hoher Personalkosten und teilweise hoher 
Instandhaltungskosten seit dem Jahr 2012 hohe Abgänge ausweist. Die Friedhofsgebührenordnung ist 
daher an die 3.Novelle zum NÖ Bestattungsgesetz 2007 anzupassen und sämtliche Gebühren sind 
erneut anzuheben. 
 
Bgm. Reiter stellt den Antrag, dass die Vorbereitung der neuen Friedhofsgebührenordnung an den 
Ausschuss für Gebühren und Abgaben zugewiesen wird. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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TOP 9: Beitritt zum Abgabeneinhebungsverband – Beschlussfassung 
Bereits in der Gemeinderatssitzung am 28.April 2016, TOP 7, wurde der Grundsatzbeschluss über die 
Teilnahme der Marktgemeinde Engelhartstetten an dem Vorhaben „Abgabeneinhebung durch den 
G.V.U.“ gefasst. Der G.V.U. hat der Marktgemeinde Engelhartstetten nunmehr ein verbindliches 
Angebot für die Durchführung folgender Dienstleistungen unterbreitet. 
Ab 01.01.2017 werden die Berechnung, Vorschreibung, Einhebung und zwangsweise Einbringung 
von folgenden kommunalen Abgaben vom G.V.U. übernommen werden: 
Kanaleinmündungsabgabe, Kanalbenützungsabgabe, Wasseranschlussgebühr, Wasserbezugsgebühr, 
Bereitstellungsgebühr, Grundsteuer A, Grundsteuer B und Kommunalsteuer. 
Die Einhebung der Tourismusabgaben (Nächtigungstaxen und Interessentenbeiträge) wäre zu einem 
späteren Zeitpunkt geplant bzw. möglich. 
• Für die Einhebung der Kanalabgaben, der Wassergebühren und der Grundsteuern werden 3,5% der 

eingehobenen Ist-Beträge als Verwaltungskostenbeitrag einbehalten. 
• Für die Dienstleistung der Abgabeneinhebung der Kommunalsteuer werden 2 % als Verwaltungs-

kostenbeitrag einbehalten. 
• Die Sätze der Verwaltungskostenbeiträge werden 5 Jahre nicht erhöht. 
• Ein Ausstieg mit einer Abgabe oder allen Abgaben aus dem Vorhaben beim Umweltverband ist 

innerhalb eines Jahres mit einer Kündigungsfrist von einem Jahr möglich. 
• In der Gründungsphase wird das Projekt durch eine Lenkungsgruppe begleitet. 
• Ziel des Projektes ist die Selbstfinanzierung des Vorhabens „Abgabeneinhebung“ 
 
Bgm. Reiter stellt den Antrag, dass der Gemeinderat beschließt, einer Übertragung der Abgaben-
einhebung (Berechnung, Vorschreibung, Einhebung und zwangsweise Einbringung) 

• der Grundsteuer 
• der Kanalgebühren (Kanaleinmündungsabgabe, Kanalbenützungsgebühr, Ergänzungsabgabe, 

Sonderabgabe) 
• der Wasserversorgungsabgaben und Wassergebühren (Wasseranschlussabgabe, Ergänzungs-

abgabe, Sonderabgabe, Wasserbezugsgebühren, Wasserbereitstellungsgebühren) 
• der Kommunalsteuer 

auf den Gemeindeverband für Aufgaben des Umweltschutzes im Bezirk Gänserndorf zuzustimmen.  
 
Von der Übertragung sind alle Abgabenangelegenheiten umfasst, für welche die Abgabentatbestände 
ab dem 01.01.2017 verwirklicht werden. Abgabenverfahren betreffend vor diesem Datum verwirk-
lichte Abgabentatbestände werden durch die Gemeinde zu Ende geführt. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
TOP 10: G.V.U. – Satzungsänderung – Kostenersatz für periodische Überprüfungen von 
Heizungsanlagen nach dem Luftreinhaltegesetz – Beschlussfassung 
Bgm. Reiter führt aus, dass in der Vorstandssitzung des G.V.U. am 25.03.2015 beschlossen wurde, 
dass ab 01.01.2015 für sämtliche Berechnungen die Anzahl der Haupt- und Nebenwohnsitzer per 
Stichtag 30.Juni des jeweiligen Vorjahres verwendet werden. Da in der Satzung des G.V.U. aber die 
Berechnung für den Kostenersatz der Luftreinhaltung (periodische Überprüfung von Heizungs-
anlagen) nach der Anzahl der Einwohner der letzten Volkszählung 2001 festgeschrieben ist, muss die 
Satzung entsprechend angepasst werden. Kostenersätze des Gemeindeverbandes können jedoch nicht 
von der Verbandsversammlung, sondern nur vom jeweiligen Gemeinderat durch Beschluss geändert 
werden. 
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G. V. U. Satzungsänderung - Kostenersatz für periodische Überprüfung von Heizungsanlagen 
(Luftreinhaltung) 

Fassung alt: 
§ 12 

Kostenersätze 
(1) ----- 
(2) Die Ermittlung der Höhe der von den einzelnen verbandsangehörigen Gemeinden zu leistenden 

Kostenersätze hat zu erfolgen: 
a) ---- 
b) hinsichtlich der Aufgaben gemäß § 3  Abs. 2 der Satzung im Verhältnis der Einwohnerzahl 

der einzelnen Gemeinde zur Gesamtzahl der Einwohner aller beteiligten Gemeinden. 
Heranzuziehen ist jeweils die Einwohnerzahl der letzten Volkszählung inklusive weiterer 
Wohnsitzfälle. 

 
Fassung neu: 

§ 12 
Kostenersätze 

(1) ------ 
(2) Die Ermittlung der Höhe der von den einzelnen verbandsangehörigen Gemeinden zu leistenden 
Kostenersätze hat zu erfolgen: 
 a) -------- 

 b) hinsichtlich der Aufgaben gemäß § 3  Abs. 2 der Satzung: 
 Für die Berechnung des Kostenersatzes werden die Anzahl der Haupt- und Nebenwohnsitzer 

per Stichtag 30. Juni des jeweiligen Vorjahres verwendet.  Die Gemeinden melden zu diesem 
Zeitpunkt den Auszug aus dem Zentralen Melderegister (ZMR) an den Gemeindeverband. 

 
Bgm. Reiter stellt den Antrag auf Zustimmung zur Änderung der Satzungen des G.V.U. – Bezirk 
Gänserndorf. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
TOP 11: Errichtung Wasserleitung beim Denkmal in Schloßhof und Erneuerung Sickerschacht 
GGR Zabadal stellt fest, dass die Beschlussfassung über die Vergabe der Arbeiten für die Errichtung 
der Wasserleitung beim Denkmal in Schloßhof auf Grund der Höhe der Kosten in die Zuständigkeit 
des Gemeindevorstandes fällt. 
 
Bgm. Reiter stellt den Antrag, dass die Vergabe der Arbeiten für die Errichtung der Wasserleitung und 
die Erneuerung des Sickerschachtes an den Gemeindevorstand zurückverwiesen wird. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
TOP 12: Ansuchen um Zustimmung zu sprengelfremdem Schulbesuch  und Ansuchen um 
Zustimmung zum Besuch eines freiwilligen Schuljahres 
a) Der Vorsitzende bringt den Mitgliedern des Gemeinderates das Ansuchen von Frau Schippics Sonja 

um Zustimmung zum sprengelfremden Schulbesuch ihrer Tochter Schippics Sarina und die 
Übernahme der Kosten durch die Marktgemeinde für diesen sprengelfremden Schulbesuch zur 
Kenntnis. Das Kind besucht derzeit einen Betriebskindergarten in 1010 Wien und soll ab dem 
nächsten Schuljahr die Volksschule in 1010 Wien, Börsegasse, besuchen, da in unserer Gemeinde 
weder im Kindergarten noch in der Volksschule die für dieses Kind notwendige Betreuung in der 
Zeit von 06.00 Uhr bis 19.00 Uhr angeboten wird und auch keine Betreuungsperson zur Verfügung 
steht. 
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Auf die Anfrage von GR Hruschka über die Höhe der Kosten, die anfallen würden, erklärt GGR 
Zabadal, dass die Kosten € 3.396,-- pro Jahr betragen. 
 
GGR Zabadal schlägt vor, dass von der Gemeinde eine Erhebung über den Bedarf einer Änderung der 
Betreuungszeiten in den Kindergärten und der Volksschule durchgeführt werden soll. Es soll erhoben 
werden, ob Bedarf für eine Änderung der Betreuungszeiten von derzeit 07.00 bis 17.00 Uhr auf 06.00 
bis 19.00 Uhr besteht. 
 
GGR Zabadal stellt den Antrag, dass die Entscheidung über das Ansuchen von Frau Schippics Sonja 
bis zur Vorlage des Ergebnisses der Befragung ausgesetzt wird. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
b) Bgm. Reiter bringt das Ansuchen um Zustimmung des Gemeinderates für ein freiwilliges Schuljahr 

von Stoik Kevin in der Friedrich Sacher Schule Lassee zur Kenntnis. Kevin Stoik soll wegen seiner 
Behinderung noch ein weiteres Jahr die Schule besuchen dürfen. 

 
Bgm. Reiter stellt den Antrag, dass der Gemeinderat dem Besuch des 12.Schuljahres von Kevin Stoik 
in der Friedrich Sacher Schule zustimmt. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
TOP 13: Bestellung eines Ernteberichterstatters – KG Loimersdorf und KG Groißenbrunn 
Die Statistik Austria ersucht um Nominierung eines neuen Erntereferenten für Feldfrüchte und Obst 
im Berichtsgebiet der KG Loimersdorf und Groißenbrunn, da der bisherige Erntereferent                     
(Ing. Otto Palka) verstorben ist. 
GGR Zabadal ist der Meinung, dass über Vorschlag des Ortsbauernrates ein neuer Erntereferent 
nominiert werden soll.  
 
TOP 14: Bestellung eines Gemeinderates für grenzüberschreitende Projekte 
Bgm. Reiter stellt den Antrag, dass GR Sabeditsch als weiterer Gemeinderat für grenzüberschreitende 
Projekte bestellt wird. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
TOP 15: Beauftragung eines Ziviltechnikers für Straßenbauplanungen 
Der Vorsitzende bringt den Mitgliedern des Gemeinderates den Antrag der ÖVP-Fraktion zu diesem 
Tagesordnungspunkt zur Kenntnis: 
Sie stellen den Antrag, dass die Vanek und Partner Ziviltechniker GmbH mit der Straßenplanung 
beauftragt wird und gleichzeitig GR Hruschka von seiner Funktion als Gemeinderat für Straßenbau 
abbestellt wird. 
 
GGR Zabadal kritisiert, dass vom Büro Vanek und Partner kein Kostenvoranschlag für die Durch-
führung von Straßenplanungen vorliegt. 
GGR Ferstl fordert, dass zumindest von 2 weiteren Ziviltechnikern Preisangebote eingeholt werden. 
Auch GR Hruschka fordert die Einholung von Leistungsangeboten. 
 
GGR Zabadal fragt nach, wer zukünftig für das Straßenbauressort zuständig sein wird.  
Bgm. Reiter erklärt, dass dieses Ressort in seine Zuständigkeit fallen soll. 
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GR Sabeditsch stellt den Antrag, dass GR Hruschka von seiner Funktion als Gemeinderat für 
Straßenbau abberufen wird. 
 
Für diesen Antrag stimmen alle anwesenden Gemeinderäte der ÖVP-Fraktion, dagegen stimmen        
GR Grintal und GGR Ferstl. GGR Zabadal, GR Dirnberger, GR Esterl, GR Zöchling, GR Hruschka 
enthalten sich der Stimme 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: 9 Stimmen dafür und 7 Gegenstimmen 
 
GR Sabeditsch und GR Ferstl stellen den Antrag, dass die Bestellung eines Ziviltechnikers für 
Straßenbauplanungen abgesetzt wird und dass 3 Angebote von Ziviltechnikern eingeholt werden. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
TOP 16: Ergänzungswahl eines Mitgliedes des Prüfungsausschusses (1.Dringlichkeitsantrag) 
Bgm. Reiter bringt den Wahlvorschlag der ÖVP-Fraktion für die Besetzung des neuen Mitgliedes im 
Prüfungsausschuss zur Kenntnis, da dieses Mandat von der ÖVP zu besetzen ist. GR Sabeditsch soll 
als neues Mitglied des Prüfungsausschusses gewählt werden. 
 
Bgm. Reiter bringt den Wahlvorschlag zur Abstimmung. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
TOP 17: Projekt Gewässervernetzung Loimersdorf – Sondernutzungsvertrag für die Inan-
spruchnahme von Öffentlichem Wassergut – Genehmigung (2. Dringlichkeitsantrag) 
Der Vorsitzende führt aus, dass zu dem geplanten Projekt der Gewässervernetzung bei der Schwemm 
in der KG Loimersdorf vom Amt der NÖ Landesregierung der Sondernutzungsvertrag für die 
Inanspruchnahme von Öffentlichem Wassergut übermittelt wurde.  
 
Bgm. Reiter stellt den Antrag, dass der Sondernutzungsvertrag angenommen wird. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
TOP 18: Gewährung einer Subvention an die Freiwillige Feuerwehr Loimersdorf (3.Dringlich-
keitsantrag) 
Die Freiwillige Feuerwehr Loimersdorf hat für Ausrüstungsgegenstände und Bekleidung laut den 
vorgelegten Rechnungen einen Gesamtbetrag in der Höhe von € 3.042,17 ausgegeben.  
 
Bgm. Reiter stellt den Antrag, dass der FF Loimersdorf eine Subvention in der Höhe von € 1.000,-- 
für diese Anschaffungen gewährt wird. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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TOP 19: Personalangelegenheiten (nicht öffentliche Sitzung) 
 
TOP 20: Behandlung von Pachtangelegneheiten (nicht öffentliche Sitzung) 
 
Nachdem alle Tagesordnungspunkte behandelt worden sind, schließt der Vorsitzende die Sitzung des 
Gemeinderates um 21.45 Uhr. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dieses Sitzungsprotokoll wurde in der Sitzung am 14.November 2016 genehmigt. 
 
 
 
       Josef Reiter eh.     Elisabeth Skocek eh. 

    Bürgermeister                    Schriftführer 
  

 
 
 
        Aberham Susanna eh.        Hruschka eh.               Zöchling eh. 
           Gemeinderat         Gemeinderat    Gemeinderat 
 


